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dung und Berufsberatung über die mit dem Schulabgänger 
vorgesehenen Qualifizierungsmaßnahmen zu informieren.

(3) Der Leiter des Betriebes ist verantwortlich für die Kon­
trolle der Einhaltung der Schulpflichtbestimmungen von be­
rufsschulpflichtigen Jugendlichen, die mit dem Betrieb ein Ar­
beitsrechtsverhältnis eingegangen sind.

»•
(4) Die Auflösung von Arbeitsrechtsverhältnissen mit be­

rufsschulpflichtigen Jugendlichen ist durch den Betrieb der 
zuständigen Abteilung Berufsbildung und Berufsberatung 
mitzuteilen. Über die Auflösung des Arbeitsrechtsverhältnis­
ses mit Jugendlichen unter 18 Jahren, die nicht berufsschul­
pflichtig 4sind, ist das für den Betrieb zuständige Amt für 
Arbeit zu informieren. Die im Arbeitsgesetzbuch der Deut­
schen Demokratischen Republik vom 16. Juni 1977 (GBl. I 
Nr. 18 S. 185) getroffenen Festlegungen zur Auflösung von 
Arbeitsverträgen mit Jugendlichen bleiben dabei unberührt.

(5) Der Abschluß eines neuen Arbeitsrechtsverhältnisses mit 
berufsschulpflichtigen Jugendlichen, ist der für den Betrieb 
zuständigen Abteilung Berufsbildung und Berufsberatung 
mitzuteilen. Der Abschluß eines neuen Arbeitsrechtsverhält­
nisses mit Jugendlichen unter 18 Jahren, die night berufs­
schulpflichtig sind, ist dem für den Betrieb zuständigen Amt 
für Arbeit mitzuteilen. Die Mitteilung muß gleichzeitig eine 
Information über die beabsichtigten Qualiflzierungsmaßnah- 
men enthalten.

VII.
Aufbewahrung der Bestätigungskarten

§19
(1) Durch die Abteilung Berufsbildung und Berufsberatung 

sind die Bestätigungskarten der Schulabgänger, die ein Lehr­
verhältnis aufgenommen haben oder entsprechend den 
Schulpflichtbestimmungen berufsschulpflichtig sind, als Kar­
tei zu führen. Die Bestätigungskarten sind entsprechend den 
dafür geltenden Rechtsvorschriften zu vervollständigen und 
bis zur Auswertung der Ergebnisse der Facharbeiterprüfung 
bzw. bis zur Beendigung der Berufsschulpflicht .der Jugend­
lichen aufzubewahren.

(2) Durch das Amt für Arbeit sind die Bestätigungskarten 
der Schulabgänger unter 18 Jahren, die nicht berufsschul­
pflichtig sind, als Kartei zu führen, entsprechend den dafür 
geltenden Rechtsvorschriften zu vervollständigen und bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres dieser Jugendlichen aufzu­
bewahren.

VIII.
Ordnungsstrafbestimmungen

§20
(1) Wer vorsätzlich als Leiter eines Betriebes gemäß § 1 

Abs. 1 Festlegungen über die Aufnahme von Schulabgängern 
gemäß § 8 Abs. 4, § 9 Abs. 3 und § 10 Absätze 5 und 8 nicht 
einhält, kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 
300 M belegt werden.

(2) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
dem Vorsitzenden der Kreisplankommission.

(3) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101).

IX.
Schlußbestimmungen

§21
(1) Diese Anordnung tritt mit Ausnahme der Bestimmungen 

in den §§ 6 und 8 zur Übergabe der Vordrucke „Ärztliche Hin-,

weise zur Berufswahl“ und des § 20 am 1. September Д977 in 
Kraft. Der § 20 tritt am 1. Oktober 1977 in Kraft.

(2) Die in den §§ 6 und 8 festgelegten Bestimmungen zur 
Übergabe der Vordrucke „Ärztliche Hinweise zur Berufswahl“ 
treten am 1. September 1978 in Kraft.

(3) Gleichzeitig treten außer Kraft:
— Anordnung vom 31. August 1966 zur Lenkung der Schul­

abgänger und Jugendlichen in Lehr- und Arbeitsstellen 
(GBl. II Nr. 98 S. 622) in der Fassung der Anordnung Nr. 3 
vom 15. Juni 1970 (GBl. II Nr. 56 S. 422),

— § 5 Abs. 2 der Anordnung vom 30. April 1970 über den Ab­
schluß, den Inhalt und die Beendigung von Lehrverträgen 
(GBl. II Nr. 41 S. 301).

Berlin, den 5. August 1977

Der Staatssekretär für Berufsbildung
W e i d e m a n n

Anordnung Nr. 21 
über die

effektive Gestaltung von Baustelleneinricbtungen 

vom 1. August 1977

In Ergänzung der Anordnung vom 17. September 1973 über 
die effektive Gestaltung von Baustelleneinrichtungen (GBl. I 
Nr. 47 S. 490) wird im Einvernehmen mit dem Minister für 
Schwermaschinen- und Anlagenbau und den Leitern der an­
deren zuständigen zentralen Staatsorgane folgendes angeord­
net:

§ 1
(1) Gebäude und bauliche Anlagen der Baustelleneinrich­

tung gemäß § 2 Abs. 2 Ziff. 4 der Anordnung können an den 
Investitionsauftraggeber oder andere volkseigene Betriebe, 
wirtschaftsleitende Organe, staatliche Organe und Einrich­
tungen verkauft werden. Ein Verkauf von Baustelleneinrich­
tungen an sozialistische Genossenschaften ist mit Zustimmung 
des übergeordneten Organs des Verkäufers zulässig.

(2) Der Verkauf ist bereits in der Phase der Baudurchfüh­
rung vertraglich zu vereinbaren.

(3) Die Käufer haben vor Vertragsabschluß die zum Kauf 
der Gebäude und baulichen Anlagen erforderlichen Genehmi­
gungen bei den zuständigen Organen einzuholen.

§ 2

(1) Für Gebäude und bauliche Anlagen der Baustellenein­
richtung, die bis zur Abrechnung des Investitionsvorhabens 
aus Umlaufmitteln des Verkäufers finanziert werden, ist ein 
Verkaufspreis zu ermitteln und mit dem Käufer zu verein­
baren. Der Preis ist wie folgt zu bilden:
1. Auf der Grundlage der zum Zeitpunkt der Errichtung der 

Gebäude bzw. der baulichen Anlagen geltenden Preise ist 
der Neuwert zu bestimmen. Der Neuwert ist nicht als 
Anteil des Bäupreises der Investition zu ermitteln-.

2. Entsprechend dem Erhaltungsgrad des Gebäudes bzw. 
der baulichen Anlage ist ein Abschreibungsbetrag festzu­
legen.

Der Verkaufspreis ist als Differenz zwischen dem Neuwert 
und dem Abschreibungsbetrag zu ermitteln.

(2) Der Verkäufer hat aus dem Verkaufserlös dem Investi­
tionsauftraggeber, für dessen Investitionsvorhaben die Ge­
bäude und baulichen Anlagen der Baustelleneinrichtung er­
richtet wurden, eine Gutschrift zu erteilen. Die Höhe der Gut­
schrift ist zwischen Verkäufer und Investitionsauftraggeber 
zu vereinbaren. Tritt als Käufer gemäß § 1 ein Dritter auf, 
haben Verkäufer und Investitionsauftraggeber die Höhe der

1 Anordnung (Nr. 1) vom 17. September 1973 (GBl. I Nr. 47 S. 490)


